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fügung des Juſtizminiſters, betreffend die Anlegung des Grundbuchs für einen Theil der Bezirke 
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(Nr. 9187.) Geſetz, betreffend die durch ein Auseinanderſetzungsverfahren begründeten ge⸗ 
meinſchaftlichen Angelegenheiten. Vom 2. April 1887. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages, was folgt: 


$. 1. 

Für gemeinſchaftliche, durch ein Auseinanderſetzungsverfahren begründete 
Angelegenheiten, als Wege, Triften, Gräben, Trankſtätten, Lehm», Sande, Kalk⸗ 
und Mergelgruben, Kalk- oder andere Steinbrüche und Aehnliches, kann die Ver⸗ 
tretung der Geſammtheit der Betheiligten Dritten gegenüber, ſowie die Verwaltung 
auch nach beendigtem Auseinanderſetzungsverfahren von der Auseinanderſetzungs⸗ 
behörde nach Maßgabe der folgenden Beſtimmungen geregelt werden. 

Die Regelung erfolgt auf Antrag. 

Sie unterbleibt insbeſondere, wenn 

1) die Vertretung oder Verwaltung anderweitig geregelt iſt, oder 

2) die Zuziehung der einzelnen Betheiligten ſelbſt oder ihrer Vertreter ohne 

unverhältnißmäßigen Zeit- oder Koſtenaufwand erfolgen kann. 


5. 2. 


Die Vertretung und Verwaltung ift vorbehaltlich der Beſtimmungen des 
§. 9 dem Gemeindevorſtande zu übertragen. 8 
Geſ. Samml. 1887. (Nr. 9187.) 19 


Ausgegeben zu Berlin den 16. April 1887. 
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Die Geſammtheit der Betheiligten, welcher in Gemäßheit dieſes Geſetzes 
eine Vertretung beſtellt iſt, kann als ſolche klagen und verklagt werden. 


$. 3. 

Ergiebt die Prüfung ohne Weiteres die Unzuläſſigkeit des Antrages, ſo 
hat die Auseinanderſetzungsbehörde denſelben zurückzuweiſen. 

Andernfalls iſt vor der Entſcheidung der Antrag in geeigneter Weiſe be— 
kannt zu machen. Es genügt die auf ortsübliche Weiſe zu bewirkende, öffentliche 
Bekanntmachung in der betreffenden Gemeinde oder die einmalige Einrückung in 
ein zu öffentlichen Bekanntmachungen für den betreffenden Bezirk benutztes Blatt. 

Die Bekanntmachung erfolgt mit der Aufforderung, etwaige Einſprüche 
bei der Auseinanderſetzungsbehörde innerhalb einer von dieſer zu beſtimmenden 
Friſt anzubringen. 

Nach Ablauf der Friſt ſind die betheiligten Gemeindevorſtände zur Er⸗ 
klärung über die etwa erhobenen Einſprüche aufzufordern. Die Auseinander⸗ 
ſetzungsbehörde hat die Einſprüche zu prüfen und kann, auch wenn ſolche nicht 
vorliegen, die ihr erforderlich erſcheinenden Erörterungen bewirken. 


$. 4. 


Der beſtellte Vertreter iſt befugt, mit Genehmigung der Auseinander⸗ 
ſetzungsbehörde, über die Subſtanz des durch ein Auseinanderſetzungsverfahren 
begründeten, gemeinſchaftlichen Vermögens zu verfügen. 

Die Auseinanderſetzungsbehörde kann, wenn die nach F. 3 erfolgte Be 
kanntmachung ſich nicht ſchon auf die beabſichtigte Subſtanzverfügung erſtreckt 
hat, letztere den Betheiligten bekannt machen. Es finden dann die im $. 3 
gegebenen Vorſchriften entſprechende Anwendung. 

Ueber die Genehmigung iſt unter Verwerfung unbegründeter Einſprüche zu 
entſcheiden. Die Genehmigung iſt zu verſagen, wenn die Verfügung im landes⸗ 
oder ortspolizeilichen Intereſſe oder im Intereſſe der Betheiligten ſelbſt nicht 
zuläſſig oder unzweckmäßig erſcheint, oder wenn Rechte Dritter entgegenſtehen. 


$. 5. 

Iſt zufolge einer Verfügung über die Subſtanz eine Geldentſchädigung 
feſtgeſtellt, ſo hat die Auseinanderſetzungsbehörde nicht blos die im Intereſſe der 
eingetragenen Gläubiger und ſonſtigen Realberechtigten erforderliche Verwendung, 
ſondern auch die Vertheilung der Geldentſchädigung zu reguliren. 

Die Vertheilung kann ausgeſchloſſen werden, wenn dieſelbe wegen unver⸗ 
hältnißmäßiger Koſten oder aus anderen Gründen unzweckmäßig erſcheint. In 
dieſem Falle kann eine anderweitige Verwendung im Intereſſe ſämmtlicher Be- 
theiligten angeordnet oder die. Entſchädigung dem beſtellten Vertreter zur Ver⸗ 
waltung im Intereſſe der Betheiligten, namentlich zur Beſtreitung ihnen obliegender, 
gemeinſchaftlicher Ausgaben überwieſen werden. 
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$. 6. 
5 Iſt dem Gemeindevorſtande die Vertretung übertragen, ſo unterſteht derſelbe 
in dieſer Beziehung der Kommunalaufſichtsbehörde. Inſoweit ihm die Ver⸗ 
waltung übertragen ift, finden die Vorſchriften, welche für Gemeindeangelegen- 
heiten bezüglich der Verwaltung, der Aufſicht des Staats und der den Mit- 
gliedern zuſtehenden Rechtsmittel gelten, ſinngemäße Anwendung. 

Der Verwalter hat insbeſondere für die Ausführung der zur ordnungs⸗ 
mäßigen Unterhaltung der gemeinſchaftlichen Anlagen erforderlichen Arbeiten durch 
die Verpflichteten zu ſorgen. 

Iſt im Auseinanderſetzungsverfahren ein Beitragsverhältniß für die Ver⸗ 
theilung der aufzuwendenden Koſten nicht feſtgeſetzt, ſo liegt die Unterhaltung den 
Betheiligten nach Verhältniß ihrer Theilnahmerechte ob. oweit letztere aus dem 
Rezeſſe nicht klar hervorgehen, haben die Betheiligten nach Verhältniß des Grund- 
ſteuerreinertrages ihrer bei der Auseinanderſetzung ausgewieſenen Landabfindungen 
beizutragen. Nach demſelben Verhältniß iſt der auf eine zerſtückelte Landabfindung 
fallende Beitrag von den Beſitzern der Trennſtücke aufzubringen. 

Iſt die Unterhaltung von den Betheiligten gemeinſchaftlich oder in der 
Weiſe zu bewirken, daß jeder Betheiligte die an ſeine Grundſtücke anſtoßenden 
oder ſonſt beſtimmte Theile der Anlagen zu unterhalten hat, ſo bedarf es einer 
Aufforderung an den einzelnen Betheiligten, feiner Unterhaltungspflicht nachzu— 
kommen, nicht. Es genügt eine in ortsüblicher Weiſe bekannt zu machende 
öffentliche Aufforderung. s 

15 

Die Entſcheidungen der Auseinanderſetzungsbehörde erfolgen in den Fällen 
des F. 1 in Verbindung mit $. 3 Abſatz 2, des F. 4 Abſatz 3 und des $. 5 
Abſatz 2 durch Beſchluß. 

Der Beſchluß, durch welchen die Vertretung und Verwaltung übertragen 
wird, hat die Angabe des beſtellten Vertreters oder Verwalters der betheiligten 
Grundſtücke und der Beſitzer derſelben nach Maßgabe des Rezeſſes, ſowie der 
gemeinſchaftlichen Angelegenheiten, auf welche die Vertretung oder die Verwaltung 
ſich erſtrecken ſoll, zu enthalten. 

Der Beſchluß, durch welchen die Genehmigung zur Verfügung über die 
Subſtanz ertheilt wird, hat die genaue Bezeichnung der genehmigten Verfügung 
und des Gegenſtandes derſelben, ſowie, wenn es ſich um ein gemeinſchaftliches 
Grundſtück handelt, die Bezeichnung deſſelben nach dem Rezeß und der Grund—⸗ 
ſteuermutterrolle zu enthalten. In dem Beſchluß iſt zugleich darüber Beſtimmung 
zu treffen, ob und an wen eine den Betheiligten zu gewährende Entſchädigung 
auszuhändigen, oder ob eine Geldentſchädigung zu hinterlegen iſt. 


§. 8. 
Hat ein gemeinſchaftliches Grundſtück kein beſonderes Blatt im Grundbuche 
und iſt das Antheilsrecht auf den Grundbuchblättern der betheiligten Grundſtücke 
(Nr. 9187.) 19* 
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nicht vermerkt, fo erfolgt im Falle der Auflaſſung die Anlegung eines Grund— 
buchblattes für den Erwerber, ohne daß es eines Vermerks auf den Blättern der 
betheiligten Grundſtücke bedarf. 

Die Auflaſſung kann erſt erfolgen, wenn von der Auseinanderſetzungs⸗ 
behörde beſcheinigt iſt, daß die Veräußerung oder der Tauſch für die Real⸗ 
intereſſenten unſchädlich, oder daß die Verwendung der Geldentſchädigung ($- 5) 
erfolgt iſt. 

$. 9. 


Liegen die gemeinſchaftlichen Grundſtücke in verſchiedenen Gemeindebezirken 
oder in verſchiedenen Gemeinde- und Gutsbezirken, ſo kann die Vertretung und 
Verwaltung in Gemäßheit der vorſtehenden Beſtimmungen einem der betheiligten 
Gemeindevorſtände oder Gutsvorſteher übertragen werden. 

Wenn das Intereſſe der zu vertretenden Geſammtheit ($. 1) dem Intereſſe 
der Gemeinde (des Gutsbezirks) oder des Gemeindevorſtandes (des Gutsvorſtehers) 
entgegenſteht, oder wenn die Intereſſen verſchiedener, beſonders zu vertretender 
Geſammtheiten einander entgegenſtehen, oder wenn aus anderen Gründen die 
Beſtellung eines beſonderen Vertreters oder Verwalters zweckmäßig erſcheint, ſo 
kann die Auseinanderſetzungsbehörde im Einvernehmen mit der Kommungalaufſichts⸗ 
behörde ſtatt des Gemeindevorſtandes (Gutsvorſtehers) mit deſſen Rechten einen 
beſonderen Vertreter oder Verwalter beſtellen. 


$. 10. 
Gegen die Beſchlüſſe der Auseinanderſetzungsbehörde ($. 7) findet nur die 
Beſchwerde an das Oberlandeskulturgericht ſtatt. 
Sofern die Zuſtellung des Beſchluſſes an die Betheiligten erfolgt iſt, ſteht 
dieſen die Beſchwerde nur innerhalb zwei Wochen nach der Zuſtellung zu. In 
dieſem Falle hat die Beſchwerde aufſchiebende Wirkung. 


§. 11. 

Dem Vertreter oder Verwalter kann von der Auseinanderſetzungsbehörde 
neben dem Erſatz der baaren Auslagen eine der Mühwaltung entſprechende Ent⸗ 
ſchädigung feſtgeſetzt werden. 

6; 12. 
Die durch das Verfahren entſtehenden Koſten fallen, ſofern es nach 
beendigter Auseinanderſetzung ſtattfindet, den Betheiligten nach dem im F. 6 
angegebenen Beitragsmaßſtab zur Laſt. Ausgenommen ſind: 
1) die durch zurückgewieſene Anträge, Einſprüche oder Beſchwerden einzelner 
Betheiligter entſtandenen Koſten, welche von dieſen allein zu tragen find; 

2) die durch zurückgewieſene oder ſonſt erfolgloſe Anträge der nach dieſem 
Geſetz betheiligten, öffentlichen Behörden entſtandenen Koſten, welche 
außer Anſatz bleiben. . 
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Die Auseinanderſetzungsbehörde kann, wenn nicht der Antrag einer Behörde 
vorliegt, die Einleitung des Verfahrens von der Einzahlung eines angemeſſenen 
Koſtenvorſchuſſes abhängig machen. 


$. 13. 

Soweit dieſes Geſetz nicht beſondere Beſtimmungen trifft, finden in An⸗ 
ſehung der Rechte dritter Perſonen, des Verfahrens und des Koſtenweſens, ſowie 
der Zuſtändigkeit der Auseinanderſetzungsbehörde auf die nach dieſem Geſetze zu 
bewirkenden Verhandlungen die für das Auseinanderſetzungsverfahren geltenden 
Vorſchriften Anwendung. 

$. 14. 

Dieſes Geſetz findet auch bezüglich der bereits vor feinem Inkrafttreten 
beendigten Auseinanderſetzungen Anwendung. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 2. April 1887. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bismarck. v. Puttkamer. Maybach. Lucius. Friedberg. 
v. Boetticher. v. Goßler. v. Scholz. Bronſart v. Schellendorff. 


(Nr. 9188.) Allerhöchſter Erlaß vom 6. April 1887, betreffend den Bau und demnächſtigen 
Betrieb der durch das Geſetz vom 1. April 1887 zur Ausführung genehmigten 
Eiſenbahnen. f 


A Ihren Bericht vom 2. April d. I. beſtimme Ich, daß bei demnächſtiger 
Ausführung der in dem Geſetz vom 1. April d. J., betreffend die weitere Her⸗ 
ſtellung neuer Eisenbahnlinien für Rechnung des Staates und ſonſtige Bau⸗ 
ausführungen auf den Staatseiſenbahnen, ſowie betreffend Veräußerungen in der 
Staatseiſenbahnverwaltung, vorgeſehenen Eiſenbahnlinien die Leitung des Baues 
und demnächſt auch des Betriebes derſelben, und zwar: 
1) der Bahnen: 
a) von Tilſit nach Stallupönen, 
b) von Terespol nach Schwetz, 
e) von Montwy nach Kruſchwitz, 
der Königlichen Eiſenbahn-Direktion zu Bromberg, 
(Nr. 9187-9188.) 
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2) der Bahnen: 
a) von Meſeritz nach Reppen, 
p) von Reichenbach in Schleſien nach Langenbielau, 
e) von Forſt in der Lauſitz nach Weißwaſſer, N 
d) von Bergen auf Rügen einerſeits nach Crampas-Saßnitz, andererſeits 
nach Lauterbach, 
der Königlichen Eiſenbahn-Direktion zu Berlin, 
3) der Bahn: 8 
von Neuſalz a. O. über Freiſtadt einerſeits nach Sagan, andererſeits 
nach einem in der Nähe von Reiſicht belegenen Punkte der Linie 
Liegnitz Sagan, 
der Königlichen Eiſenbahn⸗Direktion zu Breslau, 
4) der Bahnen: 
a) von Glöwen nach Havelberg, 
b) von Flensburg Nordſchleswigſche Weiche) nach Niebüll oder einem in 
der Nähe belegenen Punkte der Linie Heide -Ribe, 
der Königlichen Eiſenbahn-Direktion zu Altona, 
5) der Bahnen: 
a) von Pratau oder einem in der Nähe belegenen Punkte der Linie 
Wittenberg-Halle nach Torgau, 
b) von Cöthen oder einem in der Nähe belegenen Punkte der Linie 
Cöthen—Deſſau nach Aken, 
e) von Zella-Mehlis oder einem in der Nähe belegenen Punkte der Linie 
Erfurt-Ritſchenhauſen über Schmalkalden nach Klein⸗Schmalkalden, 
der Königlichen Eiſenbahn-Direktion zu Erfurt, 
6) der Bahn: 
von Jerxheim nach Nienhagen, 
der Königlichen Eiſenbahn-Direktion zu Magdeburg, 
7) der Bahn: 
von Dillenburg nach Straßebersbach, 
der Königlichen Eiſenbahn-Direktion (rechtsrheiniſchen) zu Cöln, 
8) der Bahnen: 
a) von Euskirchen nach Münſtereifel, 
b) von Dülken nach Brüggen, 
e) von Lindern nach Heinsberg, 
der Königlichen Eiſenbahn-Direktion (linksrheiniſchen) zu Cöln, 
9) der Bahn: 
von Bensberg nach Immekeppel, 
der Königlichen Eiſenbahn-Direktion zu Elberfeld 
übertragen wird. 
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Zugleich beſtimme Ich, daß das Recht zur Enteignung und dauernden 
Beſchränkung derjenigen Grundſtücke, welche zur Bauausführung nach den von 
Ihnen feſtzuſtellenden Plänen nothwendig find, nach den geſetzlichen Beſtimmungen 
Anwendung finden ſoll: 

1) für ſämmtliche vorbezeichnete Eiſenbahnen — bezüglich der unter Nr. 5 Litt. b 
aufgeführten Linie von Cöthen oder einem in der Nähe belegenen Punkte 
der Linie Cöthen—Deſſau nach Aken, der unter Nr. 5 Litt. e aufgeführten 
Linie von Zella-Mehlis oder einem in der Nähe belegenen Punkte der 
Linie Erfurt-Ritſchenhauſen über Schmalkalden nach Klein-Schmalkalden 
und der unter Nr. 6 aufgeführten Linie von Jerxheim nach Nienhagen 
für den im diesſeitigen Staatsgebiet belegenen Theil derſelben —, ſowie 
auch für diejenigen im $. 1 unter Nr. II und III ſowie im $. 5 des oben 
erwähnten Geſetzes vorgeſehenen Bauausführungen, für welche das Ent- 
eignungsrecht nicht bereits nach den beſtehenden geſetzlichen Beſtimmungen 
oder früheren landesherrlichen Erlaſſen Platz greift. 

Dieſe Verordnung iſt in der Geſetz-Sammlung zu veröffentlichen. 

Berlin, den 6. April 1887. 
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Wilhelm. 


Maybach. 
An den Minifter der öffentlichen Arbeiten. 
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(Nr. 9189.) Verfügung des Juſtizminiſters, betreffend die Anlegung des Grundbuchs für einen 
Theil der Bezirke der Amtsgerichte Dorum, Northeim und Oſten. Vom 
12. April 1887. 


Ai Grund des F. 35 des Geſetzes über das Grundbuchweſen in der Provinz 
Hannover (Geſetz-Samml. 1873 S. 253 1879 S. 11) beſtimmt der Juſtiz⸗ 
miniſter, daß die zur Anmeldung von Anſprüchen behufs Eintragung in das 
Grundbuch im H. 32 jenes Geſetzes vorgeſchriebene Ausſchlußfriſt von ſechs Monaten 
für die zum Bezirk des Amtsgerichts Dorum gehörigen Bezirke der Ge 
meinden Mulſum, Padingbüttel und Wremen, 
für den zum Bezirk des Amtsgerichts Northeim gehörigen Bezirk der Stadt⸗ 
gemeinde Northeim, mit Einſchluß der von demſelben an die Ge 
meinden Edesheim, Hammenſtedt und Holtenſen (Langenholtenſen) im 
Amtsgerichtsbezirk Northeim und an die Gemeinde Hollenſtedt im. 
Amtsgerichtsbezirk Einbeck abgezweigten Grundſtücke, 
(Nr. 91889189.) 
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für die zum Bezirk des Amtsgerichts Oſten gehörigen Bezirke der Gemeinden 
Warſtade, Mittelstenahe und Rahden 
am 1. Mai 1887 beginnen ſoll. 


Berlin, den 12. April 1887. 
Der Juſtizminiſter. 
Friedberg. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſezes vom 10. April 1872 (Geſez⸗Samml. S. 357) 
ſind bekannt gemacht: 

1) der Allerhöchſte Erlaß vom 16. Februar 1887, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an den Beſitzer des Rittergutes Wülfingerode im 
Kreiſe Nordhauſen bezüglich der zum Ausbau und zur Verlegung des 
von der Halle-Caſſeler Provinzialchauſſee nach der Hauptſtraße des Dorfes 
Wülfingerode und dem Kommunikationswege von Rehungen führenden 
Verbindungsweges erforderlichen Grundſtücke, durch das Amtsblatt der 
Königl. Regierung zu Erfurt Nr. 12 S. 71, ausgegeben den 19. März 
1887; 

2) der Allerhöchſte Erlaß vom 21. Februar 1887, betreffend die Herabſetzung 
des Zinsfußes der von der Stadt Marienburg auf Grund des Allerhöchſten 
Privilegiums vom 14. November 1864 aufgenommenen Anleihe von 4½ 
auf 4 Prozent, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Danzig 
Nr. 12 S. 89, ausgegeben den 26. März 1887; 

3) das unterm 2. März 1887 Allerhöchſt vollzogene Statut für die 
Drainagegenoſſenſchaft Rummel zu Roetgen im Kreiſe Montjoie durch 
das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Aachen Nr. 13 S. 79, aus⸗ 
gegeben den 26. März 1887; 

4) der Allerhöchſte Erlaß vom 7. März 1887, betreffend die Verleihung des 
Enteignungsrechts und des Rechts zur Chauſſeegelderhebung an den Kreis 
Weſtprignitz für die von demſelben zu bauenden Kreischauſſeen von 
Wilsnack uͤber Haarn nach Kletzke und von Karſtädt über Poſtlin nach 
Dallmin, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Potsdam 
Nr. 13 S. 125, ausgegeben den 1. April 1887. 
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Redigirt im Bureau des Staatsminiſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


